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Lfd. 

Nr. 

Bezug im 

Entwurf  

[Art./§/ 

Begr.] 

Text des Bezugs im Entwurf Art der An-

merkung 

[redakt./ 

allg./ rechtl./ 

inhaltl./zum 

Erfüllungs-

aufwand] 

Anmerkung/Kommentar/Einwendung Angeregte Änderung 

1 Artikel 1 

§ 4 Ab-

satz 1 

BtMVV-

Neu  

(1) Betäubungsmittelrezepte 

werden vom Bundesinstitut für 

Arzneimittel und Medizinpro-

dukte auf Anforderung des Arz-

tes, Zahnarztes oder Tierarztes 

diesem durch Ausgabe amtli-

cher Formblätter oder durch Er-

teilung der Berechtigung zum 

Verschreiben in elektronischer 

Form über die Telematikinfra-

struktur verfügbar gemacht. (…) 

Allgemein  Die Bundesärztekammer begrüßt aus-

drücklich die im Referentenentwurf des 

Bundesministeriums für Gesundheit 

(BMG) für eine Verordnung zur Neufas-

sung der Betäubungsmittel-Verschrei-

bungsverordnung (BtMVV-Neu) vorgese-

hene Ausweitung der bereits bestehenden 

Möglichkeit der elektronischen Arzneimit-

telverschreibung auf Betäubungsmittel. 

Die vorgesehenen Anpassungen werden 

als erforderlich und sachgerecht erachtet, 

um bestehende Versorgungsabläufe wei-

terzuentwickeln und regulatorische Rah-

menbedingungen an aktuelle digitale Er-

fordernisse anzupassen. 

Gleichwohl bedauert die Bundesärzte-

kammer, dass die Initiative erst zu einem 

so späten Zeitpunkt ergriffen wird und die 

ursprüngliche gesetzliche Frist zur 
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Lfd. 

Nr. 

Bezug im 

Entwurf  

[Art./§/ 

Begr.] 

Text des Bezugs im Entwurf Art der An-

merkung 

[redakt./ 

allg./ rechtl./ 

inhaltl./zum 

Erfüllungs-

aufwand] 

Anmerkung/Kommentar/Einwendung Angeregte Änderung 

Einführung des elektronischen Betäu-

bungsmittel-Rezepts (eBtM-Rezept) zum 

01.07.2025 nicht eingehalten werden 

konnte. Das Fehlen eines digitalen Prozes-

ses für Betäubungsmittel-Verordnungen 

führt zu einem nur unvollständig digital 

umsetzbaren Medikationsprozess in der 

ePA. Dies ist aus medizinischer Perspek-

tive besonders kritikwürdig, da für die 

verschreibenden Ärztinnen und Ärzte ge-

rade die Kenntnis zu Medikamenten aus 

Betäubungsmittel-Wirkstoffgruppen von 

besonderem Nutzen bei einer Vielzahl von 

Verordnungsentscheidungen ist. Existie-

rende Mehrfachverordnungen von Betäu-

bungsmitteln durch unterschiedliche 

Ärzte oder unerwünschte Arzneimittelin-

teraktionen bleiben unsichtbar; diese sind 

jedoch hochrelevant, weil sich Überdosie-

rungen ergeben, die eine 
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Lfd. 

Nr. 

Bezug im 

Entwurf  

[Art./§/ 

Begr.] 

Text des Bezugs im Entwurf Art der An-

merkung 

[redakt./ 

allg./ rechtl./ 

inhaltl./zum 

Erfüllungs-

aufwand] 

Anmerkung/Kommentar/Einwendung Angeregte Änderung 

Patientengefährdung, bis hin zu lebensbe-

drohlichen Zuständen, nach sich ziehen 

kann. 

Daher betont die Bundesärztekammer, 

dass es im weiteren Prozess der Einfüh-

rung des e-BtM-Rezepts keine weitere 

Verzögerung mehr geben darf, um so-

wohl Arzneimitteltherapie als auch Pati-

entensicherheit in Bezug auf die Ver-

schreibung von Betäubungsmitteln zu ge-

währleisten.  

Nach der aktuellen Roadmap der gematik 

ist mit einer Verfügbarkeit der techni-

schen Lösungen erst in etwa zwei Jahren 

auszugehen. Dies korrespondiert mit der 

im Gesetz für Daten und digitale Innova-

tion im Gesundheitswesen (GeDIG) vor-

gesehenen Frist zum 01.03.2028. Vor die-

sem Hintergrund besteht das Risiko wei-

terer Verzögerungen bei der tatsächlichen 
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Lfd. 

Nr. 

Bezug im 

Entwurf  

[Art./§/ 

Begr.] 

Text des Bezugs im Entwurf Art der An-

merkung 

[redakt./ 

allg./ rechtl./ 

inhaltl./zum 

Erfüllungs-

aufwand] 

Anmerkung/Kommentar/Einwendung Angeregte Änderung 

Umsetzung. Wir regen daher an, sowohl 

die vorgesehenen Umsetzungsfristen als 

auch die zugrundeliegende technische 

Roadmap erneut zu prüfen und – soweit 

möglich – zu beschleunigen. 

2 Artikel 1 

§ 8 Nr. 4 

und 5 

BtMVV-

Neu 

(1) Betäubungsmittelanforde-

rungsscheine werden vom Bun-

desinstitut für Arzneimittel und 

Medizinprodukte auf Anforde-

rung (…) 

4. des beauftragten Arztes des 

Rettungsdienstes nach § 17 Ab-

satz 1 Satz 1 oder 

5. des zuständigen leitenden 

Notarztes nach § 17 Absatz 4 

Satz 1 

diesem als amtliche Formblätter 

ausgegeben. 

Inhaltlich/for-

mal 

Die Definitionen der Funktionen des ärzt-

lichen Personals im Rettungsdienst erge-

ben sich aus der DIN-Norm 13050.  

Sie sind im Verordnungsentwurf nicht 

korrekt abgebildet. 

Diese lauten: 

3.1 Ärztlicher Leiter Rettungsdienst 

ÄLRD 

Im Rettungsdienst tätiger Arzt, der die 

medizinische Aufsicht und 

Weisungsbefugnis in medizinischen 

Angelegenheiten über mindestens einen 

Rettungsdienstbereich hat, über eine 

§ 8 Satz 1 Nr. 4 und 5 sollten wie folgt 

geändert werden: 

4. des beauftragten Arztes des Ret-

tungsdienstes Ärztlichen Leiters Ret-

tungsdienst (ÄRLD) nach § 17 Ab-

satz 1 4 Satz 1 oder 

5. des zuständigen leitenden Notarz-

tes nach § 17 Absatz 4 Satz 1 

diesem als amtliche Formblätter 

ausgegeben. 
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Lfd. 

Nr. 

Bezug im 

Entwurf  

[Art./§/ 

Begr.] 

Text des Bezugs im Entwurf Art der An-

merkung 

[redakt./ 

allg./ rechtl./ 

inhaltl./zum 

Erfüllungs-

aufwand] 

Anmerkung/Kommentar/Einwendung Angeregte Änderung 

entsprechende Qualifikation verfügt und 

von der zuständigen öffentlichen Stelle 

berufen wird. 

3.34 Leitender Notarzt 

LNA 

Notarzt, der am Einsatzort bei einer 

größeren Anzahl Verletzter, Erkrankter 

sowie Betroffenen oder bei 

außergewöhnlichen Ereignissen alle 

medizinischen Maßnahmen in 

Abstimmung mit dem Organisatorischen 

Leiter zu leiten hat, über eine 

entsprechende Qualifikation verfügt und 

von der zuständigen öffentlichen Stelle 

berufen wird. 

Auch die Curricula der 

Bundesärztekammer für die ärztlichen 



7 

Lfd. 

Nr. 

Bezug im 

Entwurf  

[Art./§/ 

Begr.] 

Text des Bezugs im Entwurf Art der An-

merkung 

[redakt./ 

allg./ rechtl./ 

inhaltl./zum 

Erfüllungs-

aufwand] 

Anmerkung/Kommentar/Einwendung Angeregte Änderung 

Qualifikationen im Rettungsdienst 

orientieren sich an der DIN-Norm 13050. 

3 Artikel 1 

§ 17 Ab-

satz 2 

und 4 

BtMVV-

Neu 

(2) Der Träger oder der Durch-

führende des Rettungsdienstes 

hat einen Arzt damit zu beauf-

tragen, die benötigten Betäu-

bungsmittel nach § 12 Absatz 3 

Satz 2 zu verschreiben. Die in 

§ 23 Absatz 2 Satz 1 genannte 

Nachweisführung in den Ein-

richtungen des Rettungsdiens-

tes und deren Teileinheiten hat 

der jeweils behandelnde Arzt 

oder der Notfallsanitäter, der 

die Betäubungsmittel nach § 13 

Absatz 1b des Betäubungsmit-

telgesetzes verabreicht, unver-

züglich vorzunehmen. (…) 

Inhaltlich/for-

mal 

s. Artikel 1, § 8 § 17 Absatz 2 und Absatz 4 sollten 

wie folgt geändert werden: 

(2) Der Träger oder der Durchfüh-

rende des Rettungsdienstes hat einen 

Arzt den Ärztlichen Leiter Rettungs-

dienst damit zu beauftragen, die be-

nötigten Betäubungsmittel nach § 12 

Absatz 3 Satz 2 zu verschreiben. Die 

in § 23 Absatz 2 Satz 1 genannte 

Nachweisführung in den Einrichtun-

gen des Rettungsdienstes und deren 

Teileinheiten hat der jeweils behan-

delnde Arzt oder der Notfallsanitäter, 

der die Betäubungsmittel nach § 13 

Absatz 1b des 
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Lfd. 

Nr. 

Bezug im 

Entwurf  

[Art./§/ 

Begr.] 

Text des Bezugs im Entwurf Art der An-

merkung 

[redakt./ 

allg./ rechtl./ 

inhaltl./zum 

Erfüllungs-

aufwand] 

Anmerkung/Kommentar/Einwendung Angeregte Änderung 

(4) Bei einem Großschadensfall 

sind die benötigten Betäubungs-

mittel von dem zuständigen lei-

tenden Notarzt nach § 12 Ab-

satz 3 Satz 2 zu verschreiben. 

Die verbrauchten Betäubungs-

mittel sind durch den zuständi-

gen leitenden Notarzt unver-

züglich für den Großschadens-

fall zusammengefasst nachzu-

weisen und der zuständigen 

Landesbehörde unter Angabe 

der nicht verbrauchten Betäu-

bungsmittel anzuzeigen. Die zu-

ständige Landesbehörde trifft 

Festlegungen zum Verbleib der 

nicht verbrauchten Betäubungs-

mittel. 

Betäubungsmittelgesetzes verab-

reicht, unverzüglich vorzunehmen. 

(4) Bei einem Großschadensfall sind 

die benötigten Betäubungsmittel von 

dem zuständigen lLeitenden Notarzt 

nach § 12 Absatz 3 Satz 2 zu ver-

schreiben. Die verbrauchten 

Betäubungsmittel sind durch den zu-

ständigen lLeitenden Notarzt unver-

züglich für den Großschadensfall zu-

sammengefasst nachzuweisen und 

der zuständigen Landesbehörde un-

ter Angabe der nicht verbrauchten 

Betäubungsmittel anzuzeigen. Die zu-

ständige Landesbehörde trifft Festle-

gungen zum Verbleib der nicht ver-

brauchten Betäubungsmittel. 
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Lfd. 

Nr. 

Bezug im 

Entwurf  

[Art./§/ 

Begr.] 

Text des Bezugs im Entwurf Art der An-

merkung 

[redakt./ 

allg./ rechtl./ 

inhaltl./zum 

Erfüllungs-

aufwand] 

Anmerkung/Kommentar/Einwendung Angeregte Änderung 

4 Artikel 1 

§ 19 Ab-

satz 1 

Satz 2 

BtMVV-

Neu 

(…) Betäubungsmittel für den 

Stationsbedarf, den Notfallbe-

darf nach § 16 Absatz 1 und den 

Rettungsdienstbedarf dürfen 

nur bei Vorliegen einer auf ei-

nem Betäubungsmittelanforde-

rungsschein ausgefertigten Ver-

schreibung abgegeben werden. 

Allgemein Die Bundesärztekammer weist auf eine 

Regelungslücke in Betäubungsmittelge-

setz (BtMG) und BtMVV für die Behand-

lung mit BtMG-pflichtigen Medikamenten 

im tagesklinischen oder aufsuchenden 

Krankenhaussetting oder bei Belastungs-

erprobungen im vollstationären Rahmen 

hin. Wir verweisen in diesem Zusammen-

hang auch auf unser Schreiben vom 

06.05.2026 an das BMG (Aktenzeichen 

854.010). 

Betäubungsmittel (BtM) spielen sowohl in 

der Schmerzbehandlung als auch in der 

Kinder- und Jugendpsychiatrie sowie Er-

wachsenenpsychiatrie zur ADHS-Behand-

lung eine zentrale Rolle. Gerade in der 

Schmerzmedizin gibt es viele Tagesklini-

ken. Erwachsenen- sowie kinder- und ju-

gendpsychiatrische Krankenhausabteilun-

gen oder Fachkrankenhäuser verfügen 
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Lfd. 

Nr. 

Bezug im 

Entwurf  

[Art./§/ 

Begr.] 

Text des Bezugs im Entwurf Art der An-

merkung 

[redakt./ 

allg./ rechtl./ 

inhaltl./zum 

Erfüllungs-

aufwand] 

Anmerkung/Kommentar/Einwendung Angeregte Änderung 

neben den vollstationären Betten regel-

haft über große Tageskliniken und seit 

2018 über die Möglichkeit der aufsuchen-

den Behandlung (Home treatment) im 

Rahmen der sogenannten stationsäquiva-

lenten Behandlung (StäB). Darüber hinaus 

ist etabliert, dass Patienten und Patientin-

nen im Rahmen einer vollstationären Be-

handlung sogenannte Belastungserpro-

bungen über Nacht machen und erst am 

nächsten Tag in die Klinik zurückkehren. 

Dies dient der Überprüfung des bereits er-

reichten Therapiefortschritts und der Ent-

lassungsvorbereitung. Bei Kindern und Ju-

gendlichen ist darüber hinaus die Auf-

rechterhaltung des Kontakts zum sozialen 

Umfeld durch diese Belastungserprobun-

gen besonders bedeutsam. 

Die Bundesärztekammer weist darauf hin, 

dass es einer rechtlichen Klarstellung und 
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Lfd. 

Nr. 

Bezug im 

Entwurf  

[Art./§/ 

Begr.] 

Text des Bezugs im Entwurf Art der An-

merkung 

[redakt./ 

allg./ rechtl./ 

inhaltl./zum 

Erfüllungs-

aufwand] 

Anmerkung/Kommentar/Einwendung Angeregte Änderung 

rechtlichen Sicherheit für Verordnende 

und Behandelte bedarf, wenn es um die 

Versorgung mit BtM der Patientinnen und 

Patienten bzw. ihrer Sorgeberechtigten im 

Rahmen der Belastungsproben geht. Auch 

wenn tagesklinisch oder mit StäB behan-

delte Patientinnen und Patienten oder 

jene, die sich in einer Belastungserpro-

bung befinden, nicht in der Klinik sind – 

zum Beispiel am Wochenende –, ist es für 

Therapieerfolg und Patientensicherheit 

zwingend, dass BtM wie verordnet einge-

nommen werden. Aus Sicht der Bundes-

ärztekammer sollte für diese Fallkonstel-

lation eine ergänzende Regelung geschaf-

fen werden, die die Abgabe bzw. das Über-

lassen der Medikation zur eigenverant-

wortlichen Einnahme im Rahmen von Be-

lastungsproben außerhalb von Kliniken 

auch für Patientinnen und Patienten 
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Lfd. 

Nr. 

Bezug im 

Entwurf  

[Art./§/ 

Begr.] 

Text des Bezugs im Entwurf Art der An-

merkung 

[redakt./ 

allg./ rechtl./ 

inhaltl./zum 

Erfüllungs-

aufwand] 

Anmerkung/Kommentar/Einwendung Angeregte Änderung 

ermöglicht, die weiterhin stationär ver-

sorgt werden.  

5 Artikel 1 

§§ 26-32 

BtMVV-

Neu 

Substitution Allgemein Die substitutionsgestützte Behandlung 

Opioidabhängiger (im Folgenden Substitu-

tion) ist eine wissenschaftlich gut evalu-

ierte Therapieform und stellt für die 

Mehrheit der Patientinnen und Patienten 

die Therapie der Wahl dar. Sie erhöht die 

Überlebenswahrscheinlichkeit, stabilisiert 

den Gesundheitszustand und reduziert die 

Beschaffungskriminalität. Trotz ihrer 

Wirksamkeit sind nur ca. 50 Prozent aller 

Patientinnen und Patienten in Behand-

lung. Dies liegt vor allem an der abneh-

menden Zahl an substituierenden Ärztin-

nen und Ärzten. Die Gründe dafür sind 

vielfältig, jedoch tragen die hohen rechtli-

chen Hürden und ausufernde Vorschrif-

ten- und Kontrollmaßnahmen dazu bei, 

dass es an Nachwuchs fehlt. Vor diesem 
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Lfd. 

Nr. 

Bezug im 

Entwurf  

[Art./§/ 

Begr.] 

Text des Bezugs im Entwurf Art der An-

merkung 

[redakt./ 

allg./ rechtl./ 

inhaltl./zum 

Erfüllungs-

aufwand] 

Anmerkung/Kommentar/Einwendung Angeregte Änderung 

Hintergrund befürwortet die Bundesärz-

tekammer die Neugliederung und sprach-

liche Überarbeitung der BtMVV in Bezug 

auf die Substitution zwar, spricht sich 

aber darüber hinaus dafür aus, die Neufas-

sung zu nutzen, um im Bereich der Substi-

tution bürokratische Hürden und praxis-

ferne Anforderungen abzubauen. Insbe-

sondere sollen durch die Neufassung 

keine neuen praxisrelevanten Hürden auf-

gebaut werden wie nun beispielsweise 

vorgesehen in der Verschärfung der Rege-

lung der Qualifikation der Ärztin oder des 

Arztes für die Zweitmeinung bei Überprü-

fung der Diamorphinbehandlung nach 

zwei Jahren. 

Die Bundesärztekammer weist im Zusam-

menhang mit der Neufassung der BtMVV 

zudem auf die mangelnde Kontinuität der 

medizinischen Versorgung von Menschen 
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Lfd. 

Nr. 

Bezug im 

Entwurf  

[Art./§/ 

Begr.] 

Text des Bezugs im Entwurf Art der An-

merkung 

[redakt./ 

allg./ rechtl./ 

inhaltl./zum 

Erfüllungs-

aufwand] 

Anmerkung/Kommentar/Einwendung Angeregte Änderung 

nach Inhaftierung im Bereich der Substi-

tutionsbehandlung hin. So muss beispiels-

weise nach der Entlassung aus der Haft 

zunächst der ursprüngliche Krankenversi-

cherungsschutz wiederhergestellt wer-

den, bevor die Behandlung wieder von der 

ambulanten Versorgung übernommen 

werden kann. Durch Unterbrechungen der 

Substitutionsbehandlung kann es zu ge-

sundheitsgefährdenden Versorgungslü-

cken kommen. Die Wiederherstellung des 

Krankenversicherungsschutzes stellt da-

bei lediglich ein Beispiel für bestehende 

Hürden beim Übergang von der Haft in die 

Regelversorgung dar. Die Bundesärzte-

kammer regt daher an, auf Bundes- und 

Landesebene Regelungen zu schaffen, die 

eine lückenlose Fortführung der Substitu-

tionsbehandlung nach der Haftentlassung 

sicherstellen. 
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Lfd. 

Nr. 

Bezug im 

Entwurf  

[Art./§/ 

Begr.] 

Text des Bezugs im Entwurf Art der An-

merkung 

[redakt./ 

allg./ rechtl./ 

inhaltl./zum 

Erfüllungs-

aufwand] 

Anmerkung/Kommentar/Einwendung Angeregte Änderung 

6 Artikel 1 

§ 26 Ab-

satz 1 

Satz 1 

BtMVV-

Neu 

(1) Bei einer Substitutionsbe-

handlung soll im Rahmen der 

ärztlichen Therapie eine Opioid-

abstinenz des Patienten ange-

strebt werden. Wesentliche 

Ziele der Substitution sind dabei 

insbesondere 

1. die Sicherstellung des 

Überlebens, 

2. die Besserung und Stabi-

lisierung des Gesund-

heitszustands, 

3. die Abstinenz von uner-

laubt erworbenen oder 

erlangten Opioiden, 

4. die Unterstützung der 

Behandlung von Be-

gleiterkrankungen oder 

Inhaltlich Gemäß den Grundsätzen der Substitution 

in § 26 Absatz 1 BtMVV-Neu soll bei einer 

Substitutionsbehandlung im Rahmen der 

ärztlichen Therapie eine Opioidabstinenz 

des Patienten angestrebt werden. Die 

Richtlinie der Bundesärztekammer be-

rücksichtigt in Bezug auf die Ziele der 

Substitution neueste wissenschaftliche Er-

kenntnisse und formuliert: „Opioidabhän-

gigkeit ist eine schwere chronische Krank-

heit. Sie bedarf in der Regel einer lebens-

langen Behandlung, bei der körperliche, 

psychische und soziale Aspekte gleicher-

maßen zu berücksichtigen sind. Die sub-

stitutionsgestützte Behandlung ist eine 

wissenschaftlich gut evaluierte Therapie-

form und stellt für die Mehrheit der Pati-

enten die Therapie der Wahl dar.  

Ziele der substitutionsgestützten Behand-

lung sind: 

(1) „Bei einer Substitutionsbehand-

lung soll im Rahmen der ärztlichen 

Therapie eine Opioidabstinenz des 

Patienten angestrebt werden. We-

sentliche Ziele der Substitution sind 

dabei insbesondere  

1. die Sicherstellung des Überle-

bens, 

2. die Besserung und Stabilisie-

rung des Gesundheitszu-

stands, 

3. die Abstinenz von unerlaubt 

erworbenen oder erlangten 

Opioiden, 

4. die Unterstützung der Be-

handlung von Begleiterkran-

kungen oder 
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Lfd. 

Nr. 

Bezug im 

Entwurf  

[Art./§/ 

Begr.] 

Text des Bezugs im Entwurf Art der An-

merkung 

[redakt./ 

allg./ rechtl./ 

inhaltl./zum 

Erfüllungs-

aufwand] 

Anmerkung/Kommentar/Einwendung Angeregte Änderung 

5. die Verringerung der 

durch die Opioidabhän-

gigkeit bedingten Risi-

ken während einer 

Schwangerschaft sowie 

während und nach der 

Geburt. 

 Sicherstellung des Überlebens, 

 Stabilisierung und Besserung des 

Gesundheitszustandes, 

 Unterstützung der Behandlung so-

matischer und psychischer Be-

gleiterkrankungen,  

 Reduktion riskanter Applikations-

formen von Opioiden, 

 Reduktion des Konsums unerlaubt 

erworbener oder erlangter  

Opioide, 

 Reduktion des Gebrauchs weiterer 

Suchtmittel, 

 Abstinenz von unerlaubt erworbe-

nen oder erlangten Opioiden, 

5. die Verringerung der durch 

die Opioidabhängigkeit be-

dingten Risiken während ei-

ner Schwangerschaft sowie 

während und nach der Ge-

burt. 
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Lfd. 

Nr. 

Bezug im 

Entwurf  

[Art./§/ 

Begr.] 

Text des Bezugs im Entwurf Art der An-

merkung 

[redakt./ 

allg./ rechtl./ 

inhaltl./zum 

Erfüllungs-

aufwand] 

Anmerkung/Kommentar/Einwendung Angeregte Änderung 

 Verringerung der durch die  

Opioidabhängigkeit bedingten Ri-

siken während einer Schwanger-

schaft sowie während und nach 

der Geburt, 

 Verbesserung der gesundheitsbe-

zogenen Lebensqualität, 

 Reduktion der Straffälligkeit, 

 Teilhabe am Leben in der Gesell-

schaft und am Arbeitsleben.“ 

Es wird also die Bedeutung der Substitu-

tion für die Senkung der Mortalität und 

Verringerung der Morbidität herausge-

stellt und das Abstinenzparadigma relati-

viert. Leitziel ist u. a. die Abstinenz von 

unerlaubt erworbenen oder erlangten 

Opioiden.  
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Lfd. 

Nr. 

Bezug im 

Entwurf  

[Art./§/ 

Begr.] 

Text des Bezugs im Entwurf Art der An-

merkung 

[redakt./ 

allg./ rechtl./ 

inhaltl./zum 

Erfüllungs-

aufwand] 

Anmerkung/Kommentar/Einwendung Angeregte Änderung 

Vor diesem Hintergrund regt die Bundes-

ärztekammer an, dass sich diese wissen-

schaftlichen Erkenntnisse auch in der 

BtMVV-Neu widerspiegeln, und spricht 

sich für die Streichung von § 26 Absatz 1 

Satz 1 BtMVV-Neu aus. 

7 Artikel 1 

§ 26 Ab-

satz 3 

BtMVV-

Neu 

(3) Der substituierende Arzt hat 

die Durchführung der Substitu-

tionsbehandlung gemäß den An-

forderungen der in § 32 Ab-

satz 1 genannten Richtlinie der 

Bundesärztekammer zu doku-

mentieren. Die Dokumentation 

ist der zuständigen Landesbe-

hörde auf deren Verlangen zu 

übermitteln oder vorzulegen. 

Inhaltlich § 26 Absatz 3 Satz 2 BtMVV-Neu sieht vor, 

dass auf Verlangen der zuständigen Lan-

desbehörden die Dokumentation gemäß 

der in § 32 Absatz 1 BtMVV-Neu genann-

ten Richtlinie der Bundesärztekammer 

vorzulegen ist.  

Der Bundesärztekammer erschließt sich 

nicht, warum die vollständige Dokumenta-

tion des Verlaufs einer Substitutionsbe-

handlung für die Überwachung des BtM-

Verkehrs notwendig ist. Nach Ansicht der 

Bundesärztekammer ist es für die zustän-

dige Behörde ausreichend, die Dokumen-

tation der eingesetzten Medikamente und 

„(3) Der substituierende Arzt hat die 

Durchführung der Substitutionsbe-

handlung gemäß den Anforderungen 

der in § 32 Absatz 1 genannten Richt-

linie der Bundesärztekammer zu do-

kumentieren. Die Dokumentation zu 

eingesetzten Substitutionsmitteln 

und Dosierung ist der zuständigen 

Landesbehörde auf deren Verlangen 

zu übermitteln oder vorzulegen. 
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Lfd. 

Nr. 

Bezug im 

Entwurf  

[Art./§/ 

Begr.] 

Text des Bezugs im Entwurf Art der An-

merkung 

[redakt./ 

allg./ rechtl./ 

inhaltl./zum 

Erfüllungs-

aufwand] 

Anmerkung/Kommentar/Einwendung Angeregte Änderung 

Dosierungen einsehen zu können. Patien-

tenindividuelle Details der Behandlung, 

inklusive des Umgangs mit Rückfällen, un-

terliegen der ärztlichen Schweigepflicht 

und werden für die Sicherheit des BtM-

Verkehrs in der Regel nicht benötigt. Dazu 

kommt, dass eine fachlich-inhaltliche Be-

urteilung des Verlaufs einer Substitutions-

behandlung von beispielsweise dem Öf-

fentlichen Gesundheitsdienst als Überwa-

chungsinstanz nicht geleistet werden 

kann. Dies ist Aufgabe des Medizinischen 

Dienstes, der Qualitätssicherungskommis-

sionen der KVen und der Landesärzte-

kammern. Daher sollte § 26 Absatz 3 

Satz 2 BtMVV-Neu entweder gestrichen 

oder zumindest begrenzt werden. 
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Lfd. 

Nr. 

Bezug im 

Entwurf  

[Art./§/ 

Begr.] 

Text des Bezugs im Entwurf Art der An-

merkung 

[redakt./ 

allg./ rechtl./ 

inhaltl./zum 

Erfüllungs-

aufwand] 

Anmerkung/Kommentar/Einwendung Angeregte Änderung 

8 Artikel 1 

§ 27 Ab-

satz 1 

Satz 1 

Nr. 2 c) 

und d) 

BtMVV-

Neu 

(1) Einem Patienten Substituti-

onsmittel verschreiben darf nur 

(…) 

2. ein nicht suchtmedizinisch 

qualifizierter Arzt, wenn er (…) 

c) sicherstellt, dass sich sein Pa-

tient mindestens einmal in je-

dem Quartal oder, soweit die 

Substitutionsbehandlung über 

eine Dauer von 24 Monaten 

ohne erhebliche Therapiekom-

plikationen verlaufen ist und 

der Konsiliararzt dem zustimmt, 

sich mindestens halbjährlich 

dem Konsiliararzt nach Buch-

stabe a) im Rahmen einer Konsi-

liarbehandlung vorstellt und 

Inhaltlich/All-

gemein 

Zu § 27 Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 c): 

Für die Lockerung der gewählten Zeit-

räume der konsiliarischen Vorstellung 

durch einen nicht suchtmedizinisch quali-

fizierten Arzt gibt es keine evidenzba-

sierte Begründung. Diese starre Zeitvor-

gabe berücksichtigt in keiner Weise die in-

dividuell hoch unterschiedlichen Verläufe. 

Auch bleibt unklar, was passiert, wenn es 

kurzzeitig zu einer Instabilität bei einer 

über längeren Zeit stabilen Patienten 

kommt.  

Entsprechend ist es sinnvoll, die Entschei-

dung, wann der Konsultationszeitraum 

verlängert werden kann, in die Hand des 

erfahrenen suchtmedizinisch qualifizier-

ten Konsiliarztes zu legen, anstatt einen 

nicht-evidenzbasierten Zeitraum von 24 

Monaten festzulegen. 

(1) Einem Patienten Substitutions-

mittel verschreiben darf nur (…) 

2. ein nicht suchtmedizinisch qualifi-

zierter Arzt, wenn er (…) 

c) sicherstellt, dass sich sein Patient 

mindestens einmal in jedem Quartal 

oder, soweit die Substitutionsbe-

handlung über eine Dauer von 24 Mo-

naten mindestens sechs Monaten 

oder nach Einschätzung des Konsili-

ararztes nach Buchstabe a) ohne er-

hebliche Therapiekomplikationen 

verlaufen ist und der Konsiliararzt 

dem zustimmt, sich mindestens halb-

jährlich dem Konsiliararzt nach Buch-

stabe a) im Rahmen einer 

Konsiliarbehandlung vorstellt und 
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Lfd. 

Nr. 

Bezug im 

Entwurf  

[Art./§/ 

Begr.] 

Text des Bezugs im Entwurf Art der An-

merkung 

[redakt./ 

allg./ rechtl./ 

inhaltl./zum 

Erfüllungs-

aufwand] 

Anmerkung/Kommentar/Einwendung Angeregte Änderung 

d) gleichzeitig nur höchstens 

zwanzig Patienten Substituti-

onsmittel verschreibt. 

Mindestens sollte jedoch der Zeitraum, ab 

wann eine halbjährliche konsiliarische 

Vorstellung des Patienten ausreichend ist, 

deutlich verkürzt werden, z. B. nach min-

destens 6 Monaten stabilem Verlauf ohne 

relevanten Beikonsum bzw. bei stabiler 

Take-Home-Verordnung. Bei erneut insta-

bilen Patienten muss ggf. kurzfristig Kon-

takt mit dem suchtmedizinisch qualifizier-

ten Arzt aufgenommen werden. 

Zu § 27 Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 d): 

Die bislang erlaubte Anzahl von zehn Pati-

enten, denen ein nicht-suchtmedizinisch 

qualifizierter Arzt im Rahmen der Konsili-

arregelung Substitutionsmittel verschrei-

ben darf, wird bei Weitem nicht ausge-

schöpft. Die Bundesärztekammer erwartet 

nicht, dass die neue Regelung gemäß § 27 

Absatz 1 Satz 1 Nr.2 d) BtMVV-Neu, die 

vorsieht, dass der nicht-suchtmedizinisch 

d) gleichzeitig nur höchstens zwanzig 

Patienten Substitutionsmittel ver-

schreibt. 
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Lfd. 

Nr. 

Bezug im 

Entwurf  

[Art./§/ 

Begr.] 

Text des Bezugs im Entwurf Art der An-

merkung 

[redakt./ 

allg./ rechtl./ 

inhaltl./zum 

Erfüllungs-

aufwand] 

Anmerkung/Kommentar/Einwendung Angeregte Änderung 

qualifizierte Arzt zukünftig bis zu 20 Pati-

enten gleichzeitig Substitutionsmittel ver-

schreiben darf, einen relevanten Einfluss 

hat, „regionale Versorgungsengpässe ab-

zufedern“.   

9 Artikel 1 

§ 27 Ab-

satz 3 

BtMVV-

Neu 

(3) Im Vertretungsfall soll der 

substituierende Arzt von einem 

suchtmedizinisch qualifizierten 

Arzt vertreten werden. Gelingt 

es dem substituierenden Arzt 

nicht, einen suchtmedizinisch 

qualifizierten Arzt als Vertreter 

zu bestellen, so kann er von ei-

nem nicht suchtmedizinisch 

qualifizierten Arzt vertreten 

werden. In diesem Fall darf die 

Vertretung einen zusammen-

hängenden Zeitraum von bis zu 

vier Wochen und höchstens 

Inhaltlich Die engen Vertretungszeitfenster durch 

einen nicht-suchtmedizinisch qualifizier-

ten Arzt von 4 Wochen bzw. 12 Wochen 

im Jahr sind in Regionen, in denen eine re-

gelhafte geplante Vertretung durch einen 

suchtmedizinisch-qualifizierten Arzt nicht 

möglich ist, für geplante Ausfälle wie bei-

spielsweise Urlaub geeignet. Jedoch sind 

sie bei ungeplanten und unvorhersehba-

ren Ausfällen, wie akute längerdauernde 

Erkrankung nicht ausreichend, die Versor-

gung der Substituierten sicherzustellen, 

sondern stellen eine unnötig strenge Be-

grenzung dar. Zumindest sollte eine Aus-

nahmeregelung für unvorhersehbar 

(3) Im Vertretungsfall soll der substi-

tuierende Arzt von einem suchtmedi-

zinisch qualifizierten Arzt vertreten 

werden. Gelingt es dem substituie-

renden Arzt nicht, einen suchtmedizi-

nisch qualifizierten Arzt als Vertreter 

zu bestellen, so kann er von einem 

nicht suchtmedizinisch qualifizierten 

Arzt vertreten werden. In diesem Fall 

darf die Vertretung einen zusammen-

hängenden Zeitraum von bis zu vier 

Wochen und höchstens insgesamt 

zwölf Wochen im Jahr umfassen. In 

begründeten Ausnahmefällen kann 

davon abgewichen werden.  (…) 
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Lfd. 

Nr. 

Bezug im 

Entwurf  

[Art./§/ 

Begr.] 

Text des Bezugs im Entwurf Art der An-

merkung 

[redakt./ 

allg./ rechtl./ 

inhaltl./zum 

Erfüllungs-

aufwand] 

Anmerkung/Kommentar/Einwendung Angeregte Änderung 

insgesamt zwölf Wochen im Jahr 

umfassen. (…) 

eintretende Fälle ergänzt werden, wie sie 

im Alltag immer wieder vorkommen, ins-

besondere bei der hohen Altersstruktur 

der aktuell substituierenden Ärztinnen 

und Ärzte.  

10 Artikel 1 

§ 28 Ab-

satz 1 

Satz 1 

BtMVV-

Neu 

(1) Dem Patienten ist das ver-

schriebene Substitutionsmittel 

nur zum unmittelbaren Ver-

brauch zu überlassen, zu verab-

reichen oder bei dem Patienten 

gemäß dem in der arzneimittel-

rechtlichen Zulassung vorgese-

henen Verfahren anzuwenden 

(…) 

3. sofern der substituierende 

Arzt nicht selbst in der jeweili-

gen Einrichtung tätig ist und er 

mit der jeweiligen Einrichtung 

eine Vereinbarung getroffen hat, 

von dem medizinischen, 

Inhaltlich Bei der Aufzählung der Einrichtungen, bei 

denen das Substitutionsmittel auch von 

anderen Personen als vom substituieren-

den Arzt überlassen, verabreicht oder ge-

mäß dem in der arzneimittelrechtlichen 

Zulassung vorgesehenen Verfahren anzu-

wenden ist, ist es zur Sicherstellung der 

Substitution hilfreich, auch Einrichtungen 

der Drogenhilfe, wie Suchtberatungsstel-

len, aufzuführen. Diese haben in der Regel 

bereits gute Kenntnis ihrer Klientel und 

können einen wichtigen Baustein bei der 

Substitution und der täglichen Vergabe 

einnehmen. Zwar wird in § 28 Absatz 1 

Nr. 4 c) BtMVV-Neu eine „staatlich 

(1) Dem Patienten ist das verschrie-

bene Substitutionsmittel nur zum un-

mittelbaren Verbrauch zu überlassen, 

zu verabreichen oder bei dem Patien-

ten gemäß dem in der arzneimittel-

rechtlichen Zulassung vorgesehenen 

Verfahren anzuwenden (…) 

3. sofern der substituierende Arzt 

nicht selbst in der jeweiligen Einrich-

tung tätig ist und er mit der jeweili-

gen Einrichtung eine Vereinbarung 

getroffen hat, von dem medizini-

schen, pharmazeutischen, pflegeri-

schen oder in begründeten Fällen, in 

denen die Abgabe nicht anderweitig 
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Lfd. 

Nr. 

Bezug im 

Entwurf  

[Art./§/ 

Begr.] 

Text des Bezugs im Entwurf Art der An-

merkung 

[redakt./ 

allg./ rechtl./ 

inhaltl./zum 

Erfüllungs-

aufwand] 

Anmerkung/Kommentar/Einwendung Angeregte Änderung 

pharmazeutischen, pflegeri-

schen oder in begründeten Fäl-

len, in denen die Abgabe nicht 

anderweitig gewährleistet wer-

den kann, auch anderem geeig-

neten Personal in 

a) einer stationären Ein-

richtung der medizini-

schen Rehabilitation, 

b) einem Gesundheitsamt, 

c) einem Alten- oder Pfle-

geheim, 

d) Anstalten und Einrich-

tungen des Justizvoll-

zugs, 

e) einem Hospiz oder 

anerkannten Einrichtung der Suchtkran-

kenhilfe“ aufgezählt, jedoch liegt das Aner-

kennungsverfahren als Aufgabe des Ge-

sundheitswesens in der Zuständigkeit der 

Länder und kann sich von Bundesland zu 

Bundesland unterscheiden.  

gewährleistet werden kann, auch an-

derem geeigneten Personal in 

a) einer stationären Einrichtung 

der medizinischen Rehabilita-

tion,  

b) einem Gesundheitsamt, 

c) einem Alten- oder Pflegeheim, 

d) Anstalten und Einrichtungen 

des Justizvollzugs, 

e) einem Hospiz oder, 

f) Einrichtungen der Drogenhilfe 

wie beispielsweise Suchtbera-

tungsstellen oder 

g) einer anderen geeigneten Ein-

richtung, die zu diesem Zweck 
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Lfd. 

Nr. 

Bezug im 

Entwurf  

[Art./§/ 

Begr.] 

Text des Bezugs im Entwurf Art der An-

merkung 

[redakt./ 

allg./ rechtl./ 

inhaltl./zum 

Erfüllungs-

aufwand] 

Anmerkung/Kommentar/Einwendung Angeregte Änderung 

f) einer anderen geeigne-

ten Einrichtung, die zu 

diesem Zweck von der 

zuständigen Landesbe-

hörde anerkannt sein 

muss, 

4. sofern der substituierende 

Arzt für die jeweilige Einrich-

tung nicht selbst tätig ist und er 

mit dieser Einrichtung eine Ver-

einbarung getroffen hat (…) 

c) in einer staatlich aner-

kannten Einrichtung der 

Suchtkrankenhilfe von 

dem dort eingesetzten 

und dafür ausgebildeten 

Personal oder (…) 

von der zuständigen Landes-

behörde anerkannt sein muss, 

4. sofern der substituierende Arzt für 

die jeweilige Einrichtung nicht selbst 

tätig ist und er mit dieser Einrichtung 

eine Vereinbarung getroffen hat (…) 

c) in einer staatlich anerkann-

ten Einrichtung der Sucht-

krankenhilfe von dem dort 

eingesetzten und dafür ausge-

bildeten Personal oder (…) 
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Lfd. 

Nr. 

Bezug im 

Entwurf  

[Art./§/ 

Begr.] 

Text des Bezugs im Entwurf Art der An-

merkung 

[redakt./ 

allg./ rechtl./ 

inhaltl./zum 

Erfüllungs-

aufwand] 

Anmerkung/Kommentar/Einwendung Angeregte Änderung 

11 Artikel 1 

§ 28 Ab-

satz 1 

Satz 3 

BtMVV-

Neu  

Der substituierende Arzt hat si-

cherzustellen, dass Personen, 

die das Substitutionsmittel 

überlassen, verabreichen oder 

anwenden, darin fachgerecht 

eingewiesen sind. 

Inhaltlich Abgesehen von dem erheblichen bürokra-

tischen und zeitlichen Aufwand kann der 

substituierende Arzt als weder in der Ein-

richtung tätiger Arzt noch als Dienstvor-

gesetzter nicht gewährleisten, dass die 

Überlassung, Verabreichung oder Anwen-

dung des Substitutionsmittels ausschließ-

lich durch von ihm eingewiesenes Perso-

nal erfolgt. Angesichts von Personalwech-

seln, Schichtdiensten und weiteren orga-

nisatorischen Abläufen in den genannten 

Einrichtungen entzieht sich dies seinem 

Verantwortungs- und Einflussbereich.  

Die Regelung führt vielmehr dazu, dass 

sich substituierende Ärztinnen und Ärzte 

die Frage stellen, ob sie das damit verbun-

dene Haftungsrisiko tatsächlich eingehen 

wollen. Zudem erweist sich die Regelung 

als praxisfern. Dies zeigt sich insbeson-

dere daran, dass die vorgesehene 

Der substituierende Arzt hat Die in 

Absatz 1 Nr. 2 bis Nr. 5 genannten 

Einrichtungen haben sicherzustellen, 

dass Personen, die das Substitutions-

mittel überlassen, verabreichen oder 

anwenden, darin fachgerecht einge-

wiesen sind. 
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Lfd. 

Nr. 

Bezug im 

Entwurf  

[Art./§/ 

Begr.] 

Text des Bezugs im Entwurf Art der An-

merkung 

[redakt./ 

allg./ rechtl./ 

inhaltl./zum 

Erfüllungs-

aufwand] 

Anmerkung/Kommentar/Einwendung Angeregte Änderung 

Maßnahme bislang nur in Einzelfällen tat-

sächlich umgesetzt wird. 

Vor dem Hintergrund, dass bereits heute 

zu wenige Ärztinnen und Ärzte Substituti-

onsbehandlungen anbieten, sollte die Neu-

fassung der BtMVV darauf abzielen, büro-

kratische Hürden und praxisferne Anfor-

derungen abzubauen und die Attraktivität 

der Substitution zu erhöhen. Die Bundes-

ärztekammer spricht sich daher dafür aus, 

die Verantwortung für die Sicherstellung 

einer fachgerechten Einweisung der Per-

sonen, die das Substitutionsmittel über-

lassen, verabreichen oder anwenden, der 

jeweiligen Einrichtung zu übertragen. 

12 Artikel 1 

§ 28 Ab-

satz 3 

Satz 1 

(3) Der substituierende Arzt 

darf die benötigten Substituti-

onsmittel in den Räumlichkeiten 

der in Absatz 1 genannten 

Inhaltlich Grundsätzlich gilt hier das Vorgesagte 

(Vgl. lfd. Nr. 11). Der substituierende Arzt 

kann einer Einrichtung, in der er nicht tä-

tig ist, keine Vorgaben zur sicheren Lage-

rung der Substitutionsmittel machen oder 

(3) Der substituierende Arzt darf Die 

in Absatz 1 genannten Einrichtungen 

lagern die benötigten Substitutions-

mittel eigenverantwortlich in den ih-

ren Räumlichkeiten der in Absatz 1 
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Lfd. 

Nr. 

Bezug im 

Entwurf  

[Art./§/ 

Begr.] 

Text des Bezugs im Entwurf Art der An-

merkung 

[redakt./ 

allg./ rechtl./ 

inhaltl./zum 

Erfüllungs-

aufwand] 

Anmerkung/Kommentar/Einwendung Angeregte Änderung 

BtMVV-

Neu 

Einrichtungen unter seiner Ver-

antwortung lagern. 

beispielsweise die Beschaffung eines ge-

eigneten Tresors anordnen. Es ist ihm da-

her nicht möglich, die Einhaltung entspre-

chender Anforderungen sicherzustellen. 

Die Verantwortung für die ordnungsge-

mäße Lagerung der Substitutionsmittel 

sollte deshalb nicht auf den nicht in der 

Einrichtung tätigen substituierenden Arzt 

verlagert, sondern im Verantwortungsbe-

reich der jeweiligen Einrichtung belassen 

werden. 

Die Regelung ist insbesondere in Bezug 

auf Apotheken nicht nachvollziehbar, da 

dort für die Aufbewahrung und Kontrolle 

von Betäubungsmitteln hoch qualifiziertes 

Personal zur Verfügung steht.  

genannten Einrichtungen unter sei-

ner Verantwortung lagern. 
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Nr. 

Bezug im 

Entwurf  

[Art./§/ 

Begr.] 

Text des Bezugs im Entwurf Art der An-

merkung 

[redakt./ 

allg./ rechtl./ 

inhaltl./zum 

Erfüllungs-

aufwand] 

Anmerkung/Kommentar/Einwendung Angeregte Änderung 

13 Artikel 1 

§ 29 Ab-

satz 1 

BtMVV-

Neu  

(1) Der substituierende Arzt 

darf dem Patienten Substituti-

onsmittel zur eigenverantwort-

lichen Einnahme gemäß den 

Feststellungen der Bundesärzte-

kammer nach § 32 Absatz 1 

Satz 1 Nummer 3 Buchstabe b) 

verschreiben,  

1. sobald und solange der sub-

stituierende Arzt zu dem Ergeb-

nis kommt, dass eine Überlas-

sung des Substitutionsmittels 

zum unmittelbaren Verbrauch 

nach § 28 Absatz 1 nicht mehr 

erforderlich ist, oder 

2. ausnahmsweise, wenn 

a) die Kontinuität der Substitu-

tion des Patienten nicht 

Inhaltlich In der Begründung wird darauf verwiesen, 

dass sich die Rechtslage, wonach die Bun-

desärztekammer eine Richtlinie zur 

Durchführung der substitutionsgestützten 

Behandlung Opioidabhängiger festlegt, be-

währt hat und daher fortgeführt werden 

soll.  

Gemäß § 32 Absatz 1 Nr. 3 b) BtMVV-Neu 

werden für den Regelungsbereich der 

Richtlinie der Bundesärztekammer „die 

Voraussetzungen für das Verschreiben 

des Substitutionsmittels zur eigenverant-

wortlichen Einnahme nach § 29 Absatz 1,“ 

explizit angegeben.  

Daher erscheint es unlogisch, dass gemäß 

§ 29 Absatz 1 Nr. 1 und 2 BtMVV-Neu die 

Voraussetzungen für das Verschreiben 

von Substitutionsmitteln zur eigenverant-

wortlichen Einnahme in der BtMVV-Neu 

geregelt werden sollen. Somit werden 

(1) Der substituierende Arzt darf 

dem Patienten Substitutionsmittel 

zur eigenverantwortlichen Einnahme 

gemäß den Feststellungen der Bun-

desärztekammer nach § 32 Absatz 1 

Satz 1 Nummer 3 Buchstabe b) ver-

schreiben.,  

1. sobald und solange der substituie-

rende Arzt zu dem Ergebnis kommt, 

dass eine Überlassung des Substituti-

onsmittels zum unmittelbaren Ver-

brauch nach § 28 Absatz 1 nicht mehr 

erforderlich ist, oder 

2. ausnahmsweise, wenn 

a) die Kontinuität der Substitution 

des Patienten nicht anderweitig ge-

währleistet werden kann,  



30 

Lfd. 

Nr. 

Bezug im 

Entwurf  

[Art./§/ 

Begr.] 

Text des Bezugs im Entwurf Art der An-

merkung 

[redakt./ 

allg./ rechtl./ 

inhaltl./zum 

Erfüllungs-

aufwand] 

Anmerkung/Kommentar/Einwendung Angeregte Änderung 

anderweitig gewährleistet wer-

den kann,  

b) der Verlauf der Substitution 

dies zulässt, 

c) Risiken der Selbst- oder 

Fremdgefährdung soweit wie 

möglich ausgeschlossen sind 

und  

d) die Sicherheit und Kontrolle 

des Betäubungsmittelverkehrs 

nicht beeinträchtigt werden. 

therapeutische Entscheidungen für den 

Einzelfall weiter über die BtMVV-Neu re-

guliert und nicht der Richtlinie der Bun-

desärztekammer überlassen. Vor diesem 

Hintergrund spricht sich die Bundesärzte-

kammer für die Streichung von § 29 Ab-

satz 1 Nr. 1 und Nr. 2 BtMVV-Neu aus. 

b) der Verlauf der Substitution dies 

zulässt, 

c) Risiken der Selbst- oder Fremdge-

fährdung soweit wie möglich ausge-

schlossen sind und  

d) die Sicherheit und Kontrolle des 

Betäubungsmittelverkehrs nicht be-

einträchtigt werden.  

14 Artikel 1 

§ 30 Ab-

satz 1 

Nr. 5 und 

Absatz 4 

BtMVV-

Neu 

(1) Zur Substitutionsbehand-

lung einer schweren Opioidab-

hängigkeit darf der substituie-

rende Arzt zugelassene Arznei-

mittel mit dem Stoff Diamorphin 

oder Zubereitungen dessen nur 

Inhaltlich Durch Regelungen in § 30 Absatz 1 Nr. 5 

sowie Absatz 4 BtMVV-Neu sollen die Vo-

raussetzungen für die Qualifikation des 

Arztes, der eine Zweitbeurteilung von Pa-

tienten zwischen 18 und 23 Jahren zur Be-

handlung mit Diamorphin sowie des Arz-

tes, der die Voraussetzungen für die 

(1) Zur Substitutionsbehandlung ei-

ner schweren Opioidabhängigkeit 

darf der substituierende Arzt zuge-

lassene Arzneimittel mit dem Stoff 

Diamorphin oder Zubereitungen des-

sen nur verschreiben, wenn 

(…) 
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verschreiben, wenn 

(…) 

5. der Patient das 23. Lebensjahr 

vollendet hat oder, wenn der Pa-

tient das 18. Lebensjahr jedoch 

noch nicht das 23. Lebensjahr 

vollendet hat, neben dem substi-

tuierenden Arzt ein weiterer 

Arzt, der die in Nummer 1 ge-

nannten Voraussetzungen er-

füllt und der nicht derselben 

Einrichtung angehört, das Vor-

liegen der in diesem Satz ge-

nannten Voraussetzungen be-

stätigt hat. (…) 

(4) Die Substitutionsbehandlung 

mit Substitutionsmitteln mit 

dem Stoff Diamorphin ist nach 

jeweils spätestens zwei Jahren 

Behandlungsdauer daraufhin zu 

Behandlung mit Diamorphin nach zwei 

Jahren überprüfen soll, verschärft werden. 

Die Regelungen sehen vor, dass sich die 

Qualifikation des Arztes zukünftig auf die 

Behandlung mit Diamorphin erstreckt 

oder er im Rahmen des Modellprojektes 

„Heroingestützte Behandlung Opiatabhän-

giger“ mindestens sechs Monate ärztlich 

tätig war.  

Gemäß der aktuellen BtMVV ist es in bei-

den Fällen ausreichend, dass ein suchtme-

dizinisch qualifizierter Arzt, der nicht der 

gleichen Einrichtung angehört, die Zweit-

beurteilung durchführt.  

Die Überprüfung der Diamorphinbehand-

lung nach zwei Jahren gemäß § 30 Ab-

satz 4 BtMVV-Neu wurde ursprünglich aus 

Sorge vor einer nicht indizierten Diamor-

phin-„Dauertherapie“ in die BtMVV aufge-

nommen. Die Regelung ist nicht 

5. der Patient das 23. Lebensjahr voll-

endet hat oder, wenn der Patient das 

18. Lebensjahr jedoch noch nicht das 

23. Lebensjahr vollendet hat, neben 

dem substituierenden Arzt ein weite-

rer Arzt, der die Mindestanforderun-

gen an eine suchtmedizinische Quali-

fikation erfüllt, die von den Ärzte-

kammern nach dem allgemein aner-

kannten Stand der medizinischen 

Wissenschaft festgelegt werden 

(suchtmedizinisch qualifizierter Arzt) 

der die in Nummer 1 genannten Vo-

raussetzungen erfüllt und der nicht 

derselben Einrichtung angehört, das 

Vorliegen der in diesem Satz genann-

ten Voraussetzungen bestätigt hat. 

(4) Die Substitutionsbehandlung mit 

Substitutionsmitteln mit dem Stoff 

Diamorphin ist nach jeweils 
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überprüfen, ob deren Vorausset-

zungen noch gegeben sind. Die 

Überprüfung erfolgt, indem eine 

Zweitmeinung eines Arztes, der 

die in Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 

genannten Voraussetzungen er-

füllt und der nicht derselben 

Einrichtung wie der substituie-

rende Arzt angehört, eingeholt 

wird. Ergibt diese Überprüfung, 

dass die Voraussetzungen für 

die Substitutionsbehandlung 

nicht mehr gegeben sind, ist 

diese zu beenden. 

evidenzbasiert, inhaltlich in dieser Form 

entbehrlich und sorgt lediglich für erheb-

lichen administrativen Mehraufwand – 

nicht nur in der Einrichtung, sondern zu-

sätzlich für die Zweitgutachter. Dies ist 

mit nicht unerheblichen (und nicht gegen-

finanzierten) Mehrkosten verbunden. Bei-

des zusammen widerspricht der Intention 

der Novellierung, nämlich den bürokrati-

schen Aufwand langfristig zu reduzieren 

sowie die Kosten zu senken. 

Es fehlt zudem auch jegliches partizipati-

ves (patientenbezogenes) Element. Nach 

über 15 Jahren ist die Diamorphinbehand-

lung in den entsprechenden Einrichtun-

gen eine etablierte ergänzende Therapie-

option für die Patientinnen und Patienten, 

die die Voraussetzungen gemäß § 30 Ab-

satz 1 Satz 1 BtMVV-Neu erfüllen. Ent-

sprechend der klinischen 

spätestens zwei Jahren Behandlungs-

dauer daraufhin zu überprüfen, ob 

deren Voraussetzungen noch gege-

ben sind. Die Überprüfung erfolgt, in-

dem eine Zweitmeinung eines Arztes, 

der die in Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 

genannten Voraussetzungen erfüllt 

und der nicht derselben Einrichtung 

wie der substituierende Arzt ange-

hört, eingeholt wird. Ergibt diese 

Überprüfung, dass die Voraussetzun-

gen für die Substitutionsbehandlung 

nicht mehr gegeben sind, ist diese zu 

beenden. 
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Differentialindikation wird zwischen den 

verschiedenen Substitutionsmitteln indi-

kationsgerecht während des Behand-

lungsverlaufs und in partizipativer Ent-

scheidungsfindung gewechselt, ohne dass 

hier eine Zweitmeinung erforderlich ist.  

Auch in Bezug auf die Zweitbeurteilung 

von Patientinnen und Patienten zwischen 

18 und 23 Jahren bestehen die oben be-

schriebenen administrativen Hürden und 

Mehrkosten. Auch ist die Regelung praxis-

fern, da diamorphinerfahrene Ärztinnen 

und Ärzte nur in sehr begrenzter Zahl zur 

Verfügung stehen. 

Vor diesem Hintergrund spricht sich die 

Bundesärztekammer dafür aus, dass in 

Bezug auf § 30 Absatz 1 Nr. 5 BtMVV-neu 

die aktuelle Regelung der BtMVV beibe-

halten werden soll. 
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Zudem sollte § 30 Absatz 4 BtMVV-Neu er-

satzlos gestrichen werden. Bei dem sich 

abzeichnenden Mangel an qualifizierten 

Ärzten, die eine substitutionsgestützte Be-

handlung durchführen, trägt diese Rege-

lung eher zu einer weiteren Verknappung 

entsprechender Ressourcen bei.  

 


